
Arbeitsstreitfall entstanden ist, zu richten. Diese ent­
scheidet darüber, ob der Antrag an die Betriebskonflikt­
kommission weitergeleitet wird; das ist z. B. dann der 
Fall, wenn die Arbeitsstreitigkeit grundsätzliche Fragen 
des gesamten Betriebes oder Fragen, die mehrere Ab­
teilungen des Betriebes betreffen, berührt.

Die Verhandlungen der Konfliktkommissionen sind 
entsprechend ihrer Bedeutung für die Arbeiter und An­
gestellten unserer sozialistischen Betriebe zu gestalten 
und durchzuführen. Bei ihnen muß zu spüren sein, daß 
hier Werktätige miteinander beraten und sich gegen­
seitig helfen, um so gemeinsam zur Lösung und Besei­
tigung von Streitfällen beizutragen. Die Verhandlungen 
müssen erzieherisch und belehrend auf die Werktätigen 
des Betriebes wirken, sie müssen das Vertrauen der 
Werktätigen zur Tätigkeit der Konfliktkommission 
festigen und vertiefen.

Um allen Betriebsangehörigen die Teilnahme an den 
Verhandlungen zu ermöglichen, finden diese öffentlich 
und außerhalb der Arbeitszeit statt. Von besonderer 
erzieherischer Bedeutung, vor allem für die Mitglieder 
der Konfliktkommissionen selbst, ist die Tatsache, daß 
auch die Beratung über die zu treffende Entscheidung 
öffentlich ist. Hierdurch sind die Mitglieder gezwungen, 
klar und offen Stellung zu dem betreffenden Streitfall 
zu nehmen, und die Werktätigen haben die Möglichkeit, 
die Argumentation zu hören. Die Öffentlichkeit darf 
nur dann ausgeschlossen werden, wenn dies aus Gründen 
der Betriebssicherheit oder zur Wahrung von Produk­
tionsgeheimnissen erforderlich ist und von mindestens 
zwei Mitgliedern der Konfliktkommission gefordert 
wird.

Der Vorsitz bei den Verhandlungen wird von den vier 
Mitgliedern abwechselnd geführt. Jeweils am Schluß 
des Verhandlungstages wird von ihnen selbst der 
Vorsitzende für den nächsten Verhandlungstag be­
stimmt. Auf diese Weise wird keinem der Mitglieder 
der paritätisch zusammengesetzten Kommission eine 
besondere Vorrangstellung eingeräumt.

Selbstverständlich haben die am Arbeitsstreitfall be­
teiligten Werktätigen das Recht, Mitglieder der Kon­
fliktkommission abzulehnen. Anstelle des abgelehnten 
Mitgliedes nimmt dann ein von demselben Organ be­
nannter Vertreter an der Verhandlung teil. Die Ver­
ordnung schreibt nicht vor, daß die Ablehnung begrün­
det werden muß. Würde die Abgabe von Gründen ver­
langt, so müßten die übrigen Mitglieder der Konflikt­
kommission entscheiden, ob das Verlangen gerechtfer­
tigt ist oder nicht. Es könnte dann Vorkommen, daß sich 
ein Mitglied, das nicht das Vertrauen der einen Partei 
genießt, gegen den Willen dieser Partei in der Konflikt­
kommission befindet. Das würde nicht dem Charakter 
und den Aufgaben der Konfliktkommission entsprechen, 
deren Mitglieder alle das volle Vertrauen beider Par­
teien haben sollen.

Die Verhandlung der Konfliktkommission wird durch 
den jeweiligen Vorsitzenden geleitet. Nach der Eröff­
nung der Verhandlung durch den Vorsitzenden erhält 
der Antragsteller das Wort zur Begründung seiner gel­
tend gemachten Forderung. Alle Kommissionsmitglieder 
sind berechtigt, Fragen, die der Aufklärung des Sach­
verhalts und der Vorbereitung der Entscheidung dienen, 
an die Beteiligten, an die Zeugen und an eventuell ge­
ladene Sachverständige zu stellen. Wird während der 
Verhandlung zwischen den beiden Parteien eine Eini­
gung erzielt, so ist diese, wenn sie der demokratischen 
Gesetzlichkeit entspricht, von der Konfliktkommission 
ihrer Entscheidung zugrunde zu legen. Das bedeutet, 
daß Vergleiche vor der Konfliktkommission nicht ge­
schlossen werden können. Diese Regelung ist sehr 
zweckmäßig, da sich die Konfliktkommission bei Nicht­
einhaltung des geschlossenen Vergleichs u. U. sofort 
erneut mit der Sache befassen müßte.

Nach öffentlicher Beratung über den Streitfall ent­
scheidet die Konfliktkommission durch einstimmigen Be­
schluß. Erzielen die Mitglieder keine Übereinstimmung, 
so gilt der Streitfall als nicht gelöst. In diesem Fall 
kann Klage beim zuständigen Arbeitsgericht erhoben 
werden. Die Konfliktkommission ist nur beschlußfähig, 
wenn alle vier Mitglieder anwesend sind oder die Be­
schlußfähigkeit durch Hinzuziehung eines Vertreters 
des abgelehnten oder verhinderten Mitgliedes herge­
stellt ist. Der Vorsitzende hat die Entscheidung der

Konfliktkommission zu verkünden und kurz zu begrün­
den. Der Beschluß ist in das Protokoll, das in jeder 
Verhandlung geführt wird, aufzunehmen und von allen 
Mitgliedern zu unterzeichnen. Die Verhandlung schließt 
dann mit der Rechtsmittelbelehrung.

Beschlüsse der Konfliktkommission gelten als voll­
streckbare Titel; sie können deshalb auf Antrag vom 
zuständigen Kreisarbeitsgericht für vollstreckbar erklärt 
werden. Aus dieser Bestimmung wird ersichtlich, mit 
welchen Befugnissen der Gesetzgeber die Konfliktkom­
missionen ausgestattet hat und welch große Verantwor­
tung sie mit ihren Entscheidungen übernehmen.

Gegen die Entscheidungen der Konfliktkommissionen 
gibt es das Rechtsmittel der Anfechtungsklage, die beim 
zuständigen Kreisarbeitsgericht — für die örtliche Zu­
ständigkeit ist der Sitz des Betriebes maßgebend — in­
nerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Empfang der für 
den Beteiligten bestimmten Ausfertigung des Beschlus­
ses zu erheben ist.

Ähnlich den Vorschriften über die Kassation war eine 
Bestimmung erforderlich, die die Möglichkeit gibt, auch 
rechtskräftige Entscheidungen der Konfliktkommissionen 
aufzuheben, wenn sie auf einer Verletzung gesetzlicher 
oder kollektivvertraglicher Bestimmungen beruhen. 
Eine solche Regelung war notwendig, da einerseits für 
Beschlüsse der Konfliktkommission die Kassationsmög­
lichkeit durch das Oberste Gericht nicht gegeben ist, 
andererseits aber ein besonderes Interesse an der Kon­
trolle ihrer Entscheidungen besteht. § 31 der Verordnung 
legt deshalb fest, daß Entscheidungen der Konfliktkom­
missionen, die gegen die demokratische Gesetzlichkeit 
verstoßen, auf Antrag des Staatsanwalts vom Kreisar­
beitsgericht aufgehoben und durch eine andere Ent­
scheidung ersetzt werden können. Dieser Antrag ist 
vom Staatsanwalt innerhalb von drei Monaten nach er­
gangener Entscheidung der Konfliktkommission zu 
stellen.

Die Konfliktkommissionen in unseren sozialistischen 
Betrieben und in den Verwaltungen sind von großer Be­
deutung für die Entwicklung des Bewußtseins der Werk­
tätigen. Durch sie haben die Arbeiter und Angestellten 
die Möglichkeit, bei auftretenden Arbeitskonflikten 
durch ihre Vertreter mit zu entscheiden. Sie werden 
unsere fortschrittlichen Gesetze und Verordnungen auf­
merksamer und gründlicher studieren, um sie richtig 
anwenden zu können. An den Werktätigen selbst wird 
es also liegen, ob Gesetzesverletzungen durch manche 
Betriebsleitungen, Bürokratismus mancher Verwaltun­
gen oder mangelnde Arbeitsmoral mancher Arbeiter 
und Angestellten die erfolgreiche Entwicklung unserer 
demokratischen Ordnung schwächen oder ob durch die 
Aufdeckung und Beseitigung dieser Mängel der Weg 
freigemacht wird zu noch größeren Erfolgen. Die 
Konfliktkommissionen sind somit durch ihre Tätigkeit 
an der Schaffung günstiger Bedingungen für die stän­
dige Steigerung der Arbeitsproduktivität und zur Ver­
besserung der materiellen und kulturellen Lebenslage 
der Arbeiter und Angestellten hervorragend beteiligt. 
Alles, was die Erfüllung und Übererfüllung unserer 
Volkswirtschaftspläne stören könnte, muß beseitigt 
werden. Solche Störungen sind nicht zuletzt die Arbeits­
konflikte in den sozialistischen Betrieben. In den Be­
trieben, in denen die Werktätigen mit ihrer Konflikt­
kommission zu arbeiten verstehen, werden diese zu 
Tribünen der Kritik und Selbstkritik im Betrieb 
werden.

III
Bisher konnten die Arbeitsgerichte auch gegen Ent­

scheidungen der Organe der Sozialversicherung über 
Anträge auf Leistungen von Versicherten angerufen 
werden. In letzter Zeit hatten sich aber die Arbeits­
gerichte erster Instanz nur noch sehr wenig mit Sozial­
versicherungssachen zu befassen, da eigene Beschwerde­
kommissionen der Sozialversicherung gebildet worden 
waren, bei denen Beschwerden gegen Entscheidungen 
der Organe der Sozialversicherung eingelegt werden 
konnten.

Durch die Verfahrensordnung für die Sozialversiche­
rung vom 11. Mai 1953 (GBl. S. 698), die auf Grund des 
§ 5 der Verordnung über die Sozialversicherung vom 
26. April 1951 (GBl. S. 325) erlassen wurde, erhält das 
bisher geübte Beschwerdeverfahren nunmehr seine ge­
setzliche Grundlage.
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